
II. Abschnitt 2.b. Sonstige Rechte

1. Abschnitt 2.b.1. Persönlichkeitsrechte und Datenschutz

FRANZISKA BOEHM

Deutsch:

„Urheberpersönlichkeitsrechte, wie etwa zum Schutz vor Werkentstellungen, werden durch die
vorliegende Public License ebenso wenig mitlizenziert wie das Recht auf Privatheit, auf
Datenschutz und/oder ähnliche Persönlichkeitsrechte; gleichwohl verzichtet der Lizenzgeber
auf derlei Rechte bzw. ihre Durchsetzung, soweit dies für Ihre Ausübung der lizenzierten Rechte
erforderlich und möglich ist, jedoch nicht darüber hinaus.“

Englisch:

“Moral rights, such as the right of integrity, are not licensed under this Public License, nor are
publicity, privacy, and/or other similar personality rights; however, to the extent possible, the
Licensor waives and/or agrees not to assert any such rights held by the Licensor to the limited
extent necessary to allow You to exercise the Licensed Rights, but not otherwise.”

a) Überblick

Der erste Halbsatz der Klausel dient zur Klarstellung und Abgrenzung zu
Urheberpersönlichkeitsrechten und weiteren Persönlichkeitsrechten wie den
Rechten auf Datenschutz und Privatsphäre (hier aus dem Englischen mit
„Privatheit“ übersetzt). Diese werden nicht mitlizenziert und stehen neben der
CCPL. So stellt die CCPL keine Einwilligung im Sinne des Datenschutz- oder
Persönlichkeitsrechts dar. Die CCPL kann auch nicht den Kern der Urheber-
persönlichkeitsrechte übertragen.

Dennoch ist die Nutzung von CC-lizenziertem Material regelmäßig mit einer
Verarbeitung von personenbezogenen Daten verbunden bzw. berührt CC-li-
zenziertes Material häufig Persönlichkeitsrechte, wie z.B. Fotos mit Abgebil-
deten, Texte unter Nennung anderer Personen oder die Nennung des
Lizenzgebers. Dabei gilt es zwei unterschiedlich zu bewertende Konstella-
tionen zu beachten. Auf der einen Seite gibt es (Urheber‐)Persönlichkeits-
rechte und datenschutzrelevante Sachverhalte, die den Lizenzgeber selbst
betreffen, auf der anderen Seite sind die genannten Rechte auch für im
Material abgebildete Personen relevant. Insbesondere in der zweiten Kon-
stellation gilt es, die Voraussetzungen anderer Rechtsgebiete wie das Per-
sönlichkeitsrecht und das Datenschutzrecht zu beachten.
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Der zweite Halbsatz der Klausel stellt klar, dass der Lizenzgeber auf die im
ersten Halbsatz genannten Rechte insoweit verzichtet, wie dies für die „Aus-
übung der lizenzierten Rechte erforderlich und möglich ist“, nicht allerdings
darüber hinaus. Der Sinn der Klausel, die in jeder Lizenzvariante gleich for-
muliert ist, liegt darin, widersprüchliches Verhalten zwischen Lizenzeinräu-
mung und Urheber-/Persönlichkeitsrechten einzudämmen und Selbstwider-
sprüche zu vermeiden. Einmal freigeben, soll der Lizenzgeber nicht jede
missliebige Nutzung unterbinden können. Dennoch gibt es Grenzen des
Verzichts zu beachten.

Die CCPL ist eine Urheberrechtslizenz. Als solche geht sie grundsätzlich nicht
über die Einräumung von Nutzungsrechten im Sinne von § 31 UrhG hinaus
(siehe Abschnitt 2.a). Bei der Nutzung von lizenzierten Materialien können
aber (Urheber‐)Persönlichkeitsrechte berührt sein, insbesondere bei Erfüllung
der Attribution-Pflicht (BY). Auch spielen Datenschutz und Persönlich-
keitsrechte bei im Material abgebildeten Personen eine Rolle.

b) Grenzen des Durchsetzungsverzichts

Die in der Klausel genannten Rechte beziehen sich auf Urheberpersönlich-
keitsrechte, allgemeine Persönlichkeitsrechte, Datenschutz und das Recht auf
Privatsphäre (aus dem Englischen mit Privatheit übersetzt). Der Lizenzgeber
soll auf ihre Durchsetzung nach der CCPL insoweit verzichten, wie dies für die
„Ausübung der lizenzierten Rechte erforderlich und möglich ist“, nicht aller-
dings darüber hinaus. Der Lizenzgeber verzichtet also auf die Durchsetzung
dieser Rechte zugunsten der Nutzung des lizenzierten Materials, allerdings nur
im Rahmen des Erforderlichen und des Möglichen. Nicht mehr erforderlich
dürfte der Verzicht auf die Ausübung der Rechte sein, wenn sie über das für
die Nutzung des Materials Notwendige hinausgeht, z. B. mehr personenbe-
zogene Angaben enthält als nötig. Die Grenzen des möglichen Verzichts
richten sich nach den in der Klausel benannten Rechten und sind teilweise
unterschiedlich zu bewerten.

Für alle genannte Rechte jedoch gilt, dass sie durch gesetzliche Vorgaben
begrenzt werden (siehe Abschnitt 2.a.6 Rn. 96), was den Rahmen des in der
Klausel genannten „Möglichen“ bildet. Diese können sich beispielsweise aus
dem UrhG, datenschutz- und persönlichkeitsrechtlichen Vorgaben oder den
Rechten Dritter ergeben. Beispiele wären ein Unterlassungsanspruch bei
persönlichkeitsrechts- oder datenschutzrechtsverletzenden Nutzungen oder
strafrechtliche (bspw. Beleidigung), andere datenschutzrechtliche oder per-
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sönlichkeitsrechtliche Belange (bspw. Rufschädigung), die die Grenzen eines
Verzichts bilden. Zum Tragen kommen könnten auch das „Recht auf Ver-
gessen“, also ein Löschungsrecht von personenbezogenen Daten (Art. 17
DSGVO und die dazugehörige Rechtsprechung) oder datenschutz- und per-
sönlichkeitsrechtsrelevante Auswirkungen auf Dritte bei der Verwendung frei
lizenzierten Materials. Auch der unverzichtbare Kern des Urheberpersön-
lichkeitsrechts kann nicht durch den Lizenzgeber aufgegeben werden (siehe
CC0 Rn. 18).

Auch die CC-Lizenzen selbst sehen die Möglichkeit vor, bei Verwendung des
lizenzierten Materials Vorgaben zu machen, wenn sie den Interessen des
Lizenzgebers (auch nachträglich) widerspricht. Diese Möglichkeit ist in
Abschnitt 3.a.3 und in Abschnitt 2.a.6 geregelt. Es müssen z.B. Informationen
wie der Name vom (frei) lizenzierten Material entfernt werden – soweit dies
vernünftigerweise praktikabel ist.

Die Verzichtsklausel muss also ebenfalls im Kontext anderer Vorschriften wie
dem Gebot der inhaltlichen Indifferenz („no endorsement“, Abschnitt 2.a.6)
und den Namensnennungsvorschriften gelesen werden, die eine vollständige
Vereinnahmung des Lizenzgebers nicht erlauben (Abschnitt 2.a.6).

Obgleich die Klausel also in ihrem letzten Halbsatz den Verzicht auf Rechte
bzw. deren Durchsetzung, soweit dies „erforderlich und möglich“ für die
Ausübung der lizenzierten Rechte ist, regelt, wird dieser Verzicht durch
gesetzliche Vorgaben, Vorschriften der CCPL selbst (Gebot der inhaltlichen
Indifferenz) und die Rechte anderer begrenzt.

Da sich die Grenzen eines möglichen Verzichts nach den in der Klausel
benannten Rechten richten, gibt es je nach betroffenem Recht unterschiedlich
zu bewertende Sachverhalte, die hier kurz Erwähnung finden sollen.

c) Urheberpersönlichkeitsrechte

Soweit auf die Durchsetzung der Urheberpersönlichkeitsrechte verzichtet
werden soll, beziehen sich diese auf das Recht auf Erstveröffentlichung (§ 12
UrhG), das Recht auf Namensnennung (§ 13 UrhG) und den Schutz vor Ent-
stellung (§ 14 UrhG). Die Klausel spielt beim Bearbeitungsverbot (ND – No
Derivatives) naturgemäß keine Rolle: Wenn keine Bearbeitung erlaubt ist, sind
Werkentstellungen (§ 14 UrhG) schwer vorstellbar. Möchte der Lizenzgeber
Bearbeitungen zulassen, muss die entsprechende Lizenz ausgewählt werden.
Da auf den Kern der Urheberpersönlichkeitsrechte nicht verzichtet werden
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kann, ist diese Klausel in diesem Zusammenhang nicht anwendbar (siehe CC0
Rn. 18).

Im Einzelnen kann auf die Ausübung folgender Urheberpersönlichkeitsrechte
verzichtet werden: das (Erst)veröffentlichungsrecht (§ 12 UrhG), das Recht auf
Namensnennung (§ 13 UrhG) und den Schutz vor Entstellung (§ 14 UrhG).

Selten wird der CC-Lizenznehmer das Recht auf Erstveröffentlichung wahr-
nehmen. Sollte dies dennoch der Fall sein, dürfte dieses Recht vorher regel-
mäßig durch entsprechende vertragliche Absprachen eingeräumt sein, so dass
die Verzichtsregelung nicht zum Tragen kommt.

Das Recht auf Namensnennung gem. § 13 UrhG „gibt den Urhebern das Recht
zu bestimmen, ob das Werk mit einer Urheberbezeichnung zu versehen und
welche Bezeichnung zu verwenden ist: der echte Name, ein Pseudonym oder
der Verzicht auf die Namensnennung“.1 Das Recht auf Namensnennung bzw.
auf Anerkennung der Urheberschaft wird über die BY-Bedingung abgedeckt;
insoweit wird gerade nicht auf die Namensnennung verzichtet.

Relevant für den Verzicht auf den Schutz vor Entstellung erscheinen vor
allem unliebsame und ggf. vom Lizenzgeber zum Zeitpunkt der Lizenzvergabe
nicht bedachte Nutzungen zu sein, z. B. ein CC-lizenziertes Landschaftsfoto
auf einem vom Lizenzgeber nicht favorisierten Wahlplakat. Die Rechtspre-
chung zum Entstellungsschutz nach § 14 UrhG2 wird durch die CC-Lizenzen
nicht überlagert und kann als Anhaltspunkt für die Grenzen eines möglichen
Verzichts herangezogen werden. So wurde beispielsweise im Hinblick auf die
Nutzung von Werken im Wahlkampf vom BGH in 2017 entschieden, dass es
für eine Beeinträchtigung nach § 14 UrhG nicht notwendig ist, dass das Werk
selbst verändert wird. Es genüge, „wenn die urheberpersönlichkeitsrechtlichen
Interessen des Urhebers an seinem Werk – ohne inhaltliche Änderung des
Werkes – durch Form und Art der Werkwiedergabe und Werknutzung
beeinträchtigt werden“.3

Weitere Grenzen der Entstellung, mit denen sich der Lizenzgeber nicht
abfinden muss, sind in den CCPL selbst in Abschnitt 2.a.6 in der Klausel zur
inhaltlichen Indifferenz (no endorsement) festgehalten und ergeben sich
zusätzlich aus dem unverzichtbaren Kern der Urheberpersönlichkeitsrechte

1 VorCCPL Rn. 48.
2 Gernot Schulze in Dreier/Schulze (Hrsg.), UrhG, 7. Auflage, § 14 Rn. 6 mit weiteren

Nachweisen.
3 BGH, Bes. v. 11.05.2017 – I ZR 147/16 Rn. 11.
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(siehe CC0 Rn. 18). Was diesen unverzichtbaren Kern ausmacht, ist nicht
abschließend geklärt.4 Allerdings soll insbesondere die Vorhersehbarkeit
einer groben Entstellung (siehe CC0 Rn. 15 ff.) bei der Bewertung eines (un)
zulässigen Rechtsverzichts eine Rolle spielen.5 Hier kann auf die Ausführungen
zu den Grenzen des Urheberpersönlichkeitsrechts verwiesen werden (siehe
CC0 Rn. 15 ff.). Demzufolge spricht die Unvorhersehbarkeit einer groben
Entstellung für das Recht des Urhebers, diese im extremen Einzelfall zu ver-
bieten (siehe CC0 Rn. 18).

Hinzu kommen im Zeitalter hoher Veränderungsdynamiken von daten- und
KI-gestützten Anwendungen, die auch CC-lizenzierte Materialien betreffen
können, für Lizenzgeber unvorhersehbare Sachverhalte. Nach der Freigabe
per CC0 kann das Material auch für bislang unbekannte zukünftige Nut-
zungsarten und künftige Medienformate genutzt werden (siehe CC0 Rn. 8).
Diese sehr weitgehende Einräumung eines solchen unentgeltlichen einfachen
Nutzungsrechts für unbekannte Nutzungsarten unterliegt bei Open Content
zwar nicht der Schriftform6, aber einem gesetzlichen Widerrufsrecht nach
§ 31a Abs. 1 S. 3 UrhG, auf das auch nicht verzichtet werden kann.7 Durch
dieses Recht entsteht ebenfalls ein gewisser Schutz vor nicht absehbaren und
ggf. ungewollten Veränderungen. Das Widerrufsrecht erlischt allerdings nach
Ablauf von drei Monaten, „nachdem der andere die Mitteilung über die
beabsichtigte Aufnahme der neuen Art der Werknutzung an den Urheber
unter der ihm zuletzt bekannten Anschrift abgesendet hat“8 (ausführlich CC0
Rn. 7). Diese Mitteilung wird im Rahmen der CC-Lizenzen und jeder anderen
Art von Open Content teilweise nur schwer durchführbar sein und es stellt
sich die Frage, wie der Lizenzgeber von einer solchen neuen Nutzungsart
erfahren soll.9 Erhält er jedenfalls Kenntnis, muss er auch das Wider-
spruchsrecht in der vorgesehenen Frist ausüben dürfen.

4 Kritisch Eva Wickerath, Freiheit und Bindung im Urhebervertragsrecht. Eine Studie zum
Primärvertrag de lege ferenda mit komparativem Bezug zum Recht der USA, 2022, 82.

5 Thomas Dreier/Paul Katzenberger/Silke v. Lewinski/u. a., Gerhard Schricker (Hrsg.),
Urheberrecht auf dem Weg zur Informationsgesellschaft, 1997, 93 f.; Axel Metzger,
Rechtsgeschäfte über das Droit moral im deutschen und französischen Urheberrecht,
2002, 197.

6 Gernot Schulze, in Dreier/Schulze (Hrsg.), UrhG, 7. Auflage 2022, § 31a Rn. 83.
7 § 31a Abs. 4 UrhG und Christian Berger, in: Berger/Wündisch (Hrsg.), 3. Auflage 2022, § 1

Grundlagen Rn. 112.
8 § 31a Abs. 1 letzter Halbsatz.
9 Siehe dazu im Ansatz: Gernot Schulze in Dreier/Schulze (Hrsg.), UrhG, 7. Auflage 2022,

§ 31a Rn. 83–85.
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Zusätzlich zum durch das UrhG geschützten unverzichtbaren Kern des
Urheberpersönlichkeitsrecht gibt es auch in der CCPL mit der Klausel zur
inhaltlichen Indifferenz (no endorsement) einen Schutz vor Vereinnahmung.
Allerdings ist diese Klausel in ihrem Verständnis von Vereinnahmung wohl
nicht so weitgehend wie der urheberpersönlichkeitsrechtliche Schutz vor
Entstellung, wie er im UrhG normiert und durch die Rechtsprechung in
Deutschland konkretisiert worden ist.

d) Datenschutz und Persönlichkeitsrechte

Datenschutz und Persönlichkeitsrechte können in zweierlei Konstellation
relevant werden. Zunächst betrifft dies den Lizenzgeber selbst, dessen Name
oder Pseudonym ggf. im Lizenzhinweis Erwähnung findet und dessen Per-
sönlichkeitsrechte im lizenzierten Material Ausdruck finden. Zweitens kann
das Material selbst personenbezogene Daten enthalten oder persönlich-
keitsrechtsrelevante Aspekte betreffen.

Datenschutz/Persönlichkeitsrechte bei Lizenzgebern

Alle CC-Lizenzvarianten sehen die Namensnennung des Lizenzgebers gemäß
seinen Vorgaben (Abschnitt 3.a) vor. Die Namensnennung des Lizenzgebers
ist also Teil des Lizenzvertrages. Sie kann auch in Form eines Pseudonyms
geschehen. Es kann aber auch eine Institution oder sonstige Entität angegeben
werden. Ist die Angabe anonym erfolgt, spielen datenschutzrechtliche Belange
jedoch keine Rolle. Ansonsten ist datenschutzrechtlich die Angabe des
Namens des Lizenzgebers im Rahmen des Lizenzhinweises dann von Art. 6 I
b) DSGVO gedeckt, da die Datenverarbeitung für die Erfüllung des CC-Li-
zenzvertrags erforderlich ist. Auch hat der Urheber gem. § 13 UrhG das Recht
auf Anerkennung seiner Urheberschaft amWerk und kann bestimmen, ob das
Werk mit einer Urheberbezeichnung zu versehen und welche Bezeichnung zu
verwenden ist. Die Angabe des Namens kann also auch als Verarbeitung gem.
Art. 6 I c) DSGVO (i.V.m. § 13 UrhG) gesehen werden, die zur Erfüllung einer
rechtlichen Verpflichtung erforderlich ist, der der Verantwortliche unterliegt.

Dem Schutz persönlichkeitsrechtlicher Belange des Lizenzgebers dient
innerhalb der CCPL die Klausel zur inhaltlichen Indifferenz (no endorsement,
Abschnitt 2.a.6). Es darf also nicht der Eindruck erweckt werden, der
Lizenzgeber unterstütze eine bestimmte Art der Nutzung, obwohl dies nicht
der Fall ist (no endorsement).
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Darüber hinaus kommen aber auch persönlichkeitsrechtliche Ansprüche z. B.
auf Unterlassen aus §§ 1004, 823 BGB analog zum Tragen, wenn das Material
entsprechende Persönlichkeitsrechte verletzt. In Betracht käme hier z. B. das
Recht auf informationelle Selbstbestimmung, strafrechtlich relevante Sach-
verhalte wie Beleidigungen, Schmähkritiken oder Rufschädigungen oder das
postmortale Persönlichkeitsrecht. Ein denkbarer Fall wäre, dass das Material
so verändert wird, dass es den entgegengesetzten Aussagegehalt bekommt
und der Lizenzgeber dadurch seinen Ruf (oder den anderer) gefährdet oder
sich einer Strafverfolgung ausgesetzt sieht.

Datenschutz und Persönlichkeitsrechte bei im Material erwähnten
Personen

Häufiger als beim Lizenzgeber selbst dürften datenschutz- und persönlich-
keitsrechtsrelevante Aspekte bei den im Material erwähnten Personen
vorkommen. Sind Dritte in Materialien jeglicher Art, Texten, Fotos, Memes
etc. angeführt oder abgebildet, kann die CCPL keine Rechtsgrundlage für die
Verarbeitung von personenbezogenen Daten oder persönlichkeitsrechtsrele-
vanter Sachverhalte sein. Die Klausel selbst regelt, dass Datenschutz- oder
Persönlichkeitsrechte nicht „mitlizenziert“werden. In der Praxis bedeutet dies,
dass alle notwendigen datenschutz- und persönlichkeitsrechtlichen Einwilli-
gungen, z. B. bei Fotos, nicht mit der CCPL „unterlizenziert“ werden und ggf.
zusätzlich eingeholt werden müssen. Ebenso treffen den für die Datenverar-
beitung Verantwortlichen die Informationspflichten gem. Art. 13 und 14
DSGVO.10

Es bedarf also für die Verarbeitung personenbezogener Daten Dritter auch
unter einer CC-Lizenz einer Rechtsgrundlage nach Art. 6 oder ggf. Art. 9
(besondere Kategorien von Daten) DSGVO.11

Einwilligung als Rechtsgrundlage. Beruht die Rechtsgrundlage auf einer
Einwilligung im Sinne der DSGVO, ist an die Bedingungen des Art. 7 DSGVO
(Bedingungen für die Einwilligung), insbesondere auch an die Möglichkeit des
Widerrufs der Einwilligung in die Datenverarbeitung gem. Art 7 Abs. 1 DSGVO,

10 Ausführlich hier Matthias Bäcker, in: Kühling/Buchner (Hrsg.), DSGVO Kommentar,
4. Auflage 2024, Art. 13 und 14.

11 Ausführlich hier Benedikt Buchner/Thomas Petri in Kühling/Buchner (Hrsg.), DSGVO
Kommentar, 4. Auflage 2024, Art. 6 und Weichert in Kühling/Buchner (Hrsg.), DSGVO
Kommentar, 4. Auflage 2024, Art. 9.
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zu denken.12 Diese dürfte sich insbesondere auf zukünftige Nutzungen des
ursprünglich lizenzierten Materials beziehen. In der Praxis muss bei der
Einwilligung in die Verarbeitung personenbezogener Daten in CC-lizenzier-
tem Material aus datenschutzrechtlicher Sicht gem. Art. 7 DSGVO deutlich
werden, was diese Einwilligung bedeutet. Sie muss informiert und freiwillig13

erfolgen und sollte nicht mit anderen Sachverhalten gekoppelt werden. Ins-
besondere muss im CC-Kontext deutlich werden, dass das CC-lizenzierte
Material verändert werden darf und sich die Einwilligung auch auf zukünftige
Nutzungsarten beziehen kann. Datenschutzrechtlich ist eine solche Einwilli-
gung für zum Zeitpunkt der Einwilligung nicht festgelegte Zwecke allerdings
nur in sehr wenigen Fällen z. B. als (umstrittener) Broad Consent im For-
schungskontext14 möglich. Ein Lizenzgeber oder Lizenznehmer erwirbt also
nicht die entsprechende datenschutzrechtliche Einwilligung der im Material
erwähnten Personen mit der CCPL. Auch kann sich ein Lizenznehmer nicht
darauf verlassen, dass der Lizenzgeber eine wirksame Einwilligung für jede
weitere Nutzungsart erworben hat. Möchte er personenbezogene Daten
(weiter)verarbeiten, braucht er eine neue Einwilligung oder eine andere
Rechtsgrundlage. Dies ist jedoch keine CC-spezifische Besonderheit.

Neben der Einwilligung kommen zahlreiche gesetzliche Rechtsgrundlagen
bzw. bereichspezifische Ausnahmen des Datenschutzrechts in Betracht:

§§ 22, 23 KUG. Handelt es sich um CC-lizenzierte Bildveröffentlichungen zu
ausschließlich journalistisch-redaktionellen, wissenschaftlichen, künstleri-
schen oder literarischen Zwecken, so kann die Zulässigkeit auf den §§ 22, 23
KUG beruhen. Hier gilt die Öffnungsklausel des Art. 85 Abs. 2 DSGVO15 und
das KUG kann in diesem beschränkten Bereich den Vorschriften der DSGVO
vorgehen.16 Der BGH hat unlängst allerdings offengelassen, ob und inwieweit

12 Benedikt Buchner/Jürgen Kühling in Kühling/Buchner (Hrsg.), DSGVO Kommentar,
4. Auflage 2024, Art. 7.

13 Benedikt Buchner/Jürgen Kühling in Kühling/Buchner (Hrsg.), DSGVO Kommentar,
4. Auflage 2024, Art. 7, Rn. 20 ff.

14 Siehe auch § 27 BDSG, Eugen Ehmann/Martin Selmayr/Bertram Raum (Hrsg.), 3. Auflage
2024, DS-GVO Art. 89 Rn. 37; Michael Cepic, ZD-Aktuell 2021, 05214; Alexander Roßnagel,
ZD 2019, 157; Thilo Weichert, ZD 2020, 18; Dennis-Kenji Kipker/Peter Schaar, ZD-Aktuell
2017, 04263 und Stefanie Hänold, ZD-Aktuell 2021, 05016.

15 Für Art. 85 Abs. 1 als Öffnungsklausel hingegen Stefan Krüger/Julia Wienke MMR 2019,
76(78).

16 Benedikt Buchner/Marie-Theres Tinnefeld in Bucher/Kühling (Hrsg.), DSGVO Kommentar,
4. Auflage 2024, Art. 85 Rn. 34; a.A. Louisa Specht-Riemenschneider, in Dreier/Schulze
(Hrsg.), UrhG, 7. Auflage § 22, Rn. 16 a KUG und vor § 22, Rn. 6a.
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die Regelungen der §§ 22, 23 KUG angesichts der DSGVO fortgelten.17 Ange-
nommen wird aber, dass im Anwendungsbereich des Art 85 Abs. 2 das KUG
der DSGVO vorgeht.18 Dann gelten bei Bildveröffentlichungen zu ausschließ-
lich journalistisch-redaktionellen, wissenschaftlichen, künstlerischen oder
literarischen Zwecken die Einwilligungsvoraussetzungen des deutschen
Zivilrechts und nicht die der DSGVO. Werden jedoch (auch) andere Zwecke
verfolgt, ist die DSGVO anwendbar.

Medienprivileg als Rechtsgrundlage. Für CC-lizenziertes Material, das unter
das Medienprivileg fällt, gilt eine recht pauschale Freistellung von den Vor-
schriften der DSGVO über § 12 MStV für den Rundfunk, soweit in dessen
Rahmen personenbezogene Daten zu journalistischen Zwecken verarbeitet
werden, über § 23 MStV für Telemedien für journalistische-redaktionelle
Inhalte und über die jeweiligen Landespressegesetze für Unternehmen der
Presse und deren Hilfsunternehmen.19 Diese sehr weiten Freistellungen von
den DSGVO-Vorschriften durch das Medienprivileg werden als zu weitgehend
kritisiert und dürften auch in ihrer Pauschalität europarechtlich nicht mit
Art. 85 DSGVO vereinbar sein.20 Im Einzelfall müssen also Lizenznehmer und
-geber abwägen, ob sie sich auf die medienprivilegierende Freistellung ver-
lassen oder ggf. doch eine datenschutzrechtliche Einwilligung einholen. Die
Entscheidung darüber dürfte davon abhängen, ob besonders viele und ggf.
besonders sensible Daten im CC-lizenzierten Material abgebildet sind oder
nicht.

Berechtige Interessen als Rechtsgrundlage. Neben der Einwilligung können
der Lizenzgeber und Lizenznehmer personenbezogene Daten über die Gel-
tendmachung ihrer berechtigten Interessen nach Art. 6 Abs. 1 f) DSGVO ver-
arbeiten. Diese sind in Erwägungsgrund 47 der DSGVO näher ausgeführt.

17 Benedikt Buchner/Marie-Theres Tinnefeld/Tobias Herbst in Bucher/Kühling (Hrsg.),
DSGVO Kommentar, 4. Auflage 2024, Art. 85 Rn. 34 mit Bezug auf I. Zivilsenat des BGH,
Urt. v. BHG 24.02.2002 – 1 ZR 2/21 – Tina Turner.

18 Ausführlich und mit weiteren Literaturhinweisen dazu: Specht-Riemenschneider, in
Dreier/Schulze (Hrsg.), UrhG, 7. Auflage vor § 22, Rn. 6a KUG.

19 Benedikt Buchner/Marie-Theres Tinnefeld in Bucher/Kühling (Hrsg.), DSGVO Kommentar,
4. Auflage 2024, Art. 85 Rn. 31 mit weiteren Nachweisen.

20 Benedikt Buchner/Marie-Theres Tinnefeld in Bucher/Kühling, DSGVO Kommentar,
4. Auflage 2024, Art. 85 Rn. 32 mit weiteren Nachweisen und mit Verweis auf VfGH
Österreich 14.12.2022 – G 287/2022– 16, G 287/2022– 14, der die entsprechende pauschale
österreichische Regelung mit Verweis auf den Datenschutz als verfassungswidrig erklärt
hat.
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Allerdings ist dabei eine umfassende Interessenabwägung mit den Rechten
der betroffenen Person zu tätigen, die sich u. a. an den „vernünftigen Erwar-
tungen“ dieser Person festmachen. Beispielhaft in Erwägungsgrund 47 der
DSGVO genannt sind „eine maßgebliche und angemessene Beziehung zwi-
schen der betroffenen Person und dem Verantwortlichen“, z. B. wenn die
betroffene Person ein Kunde des Verantwortlichen ist oder in seinen Diensten
steht. CC-Lizenznehmer und -geber müssen sich also die Frage stellen, „ob
eine betroffene Person zum Zeitpunkt der Erhebung der personenbezogenen
Daten und angesichts der Umstände, unter denen sie erfolgt, vernünftiger-
weise absehen kann, dass möglicherweise eine Verarbeitung für diesen Zweck
erfolgen wird“.21 Ist dies zugunsten der Veröffentlichung geklärt, können
hierfür die berechtigten Interessen nach Art. 6 Abs. 1 f) DSGVO als Rechts-
grundlage herangezogen werden.

Persönlichkeitsrechtliche Ansprüche gegen den Lizenznehmer. Wie auch
beim Lizenzgeber selbst, kommen auch bei im Material erwähnten Personen
persönlichkeitsrechtliche Ansprüche z. B. auf Unterlassen aus §§ 1004, 823
BGB analog gegen den Lizenznehmer in Betracht, wenn das Material ent-
sprechende Persönlichkeitsrechte verletzt, zum Beispiel das Recht auf infor-
mationelle Selbstbestimmung oder auch strafrechtlich relevante Sachverhalte
wie Beleidigungen, Schmähkritiken oder Rufschädigungen oder das post-
mortale Persönlichkeitsrecht. Ein denkbarer Fall wäre, dass das Material so
verändert wird, dass Dritte sich in ihren Persönlichkeitsrechten verletzt oder
sich einer Strafverfolgung ausgesetzt sehen.

Haftung und Gewährleistung. Abschnitt 5 regelt den vertraglichen Gewähr-
leistungsausschluss und die Haftungsbegrenzung und wird dort ausführlich
kommentiert. Danach ist für den Gewährleistungsumfang das gesetzliche
Schenkungsrecht anwendbar, wonach bei CC-lizenzierten Werken insbeson-
dere Rechtsmängel im Sinne des § 523 BGB von Relevanz sind. Die Haftung
unterliegt den AGB-Vorschriften und ist darauf beschränkt. Die gesetzlichen
Ansprüche wegen der Verletzung der Rechte Dritter, z. B. nach dem Pro-
dukthaftungsgesetz, dem allgemeinen Deliktsrecht und sonstigen Haftungs-
vorschriften, bleiben neben der vertraglichen Haftung bestehen.

21 Mit vielen Beispielen und ausführlich: Benedikt Buchner/Thomas Petri in Kühling/Buchner
(Hrsg.), DSGVO Kommentar, 4. Auflage 2024, Art. 6 Rn. 141 ff.
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e) Versionsgeschichte

Bis zur heutigen CCPL4 gab es keine internationale Version, in der die heute
genannten Rechte Erwähnung gefunden haben. In den portierten CCPL2 und
CCPL3 DE wurden die Persönlichkeitsrechte genannt, die von dieser Lizenz
unberührt bleiben sollten. Die heutige Formulierung ist also erstmals durch
CCPL4 für alle Länder angeglichen und in ihrem internationalen Ansatz damit
weltweit gültig.
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2. Abschnitt 2.b.2. Patent- und Markenrechte

FABIAN RACK

Deutsch:

„Patent- und Kennzeichenrechte werden durch die vorliegende Public License nicht lizenziert.“

Englisch:

“Patent and trademark rights are not licensed under this Public License.”

Die CCPL räumt Nutzungsrechte zur Nutzung der lizenzierten Materialien ein,
die sich auf Urheberrechte und dem Urheberrecht „ähnliche Rechte“ (Ab-
schnitt 1.c) beziehen. Gemäß der vorliegenden Ausschlussklausel lizenziert
die CCPL ausdrücklich keine Patent- und Markenrechte. Folglich ist weder
eine Nutzung von technischen Erfindungen nach dem Patentrecht noch die
markenmäßige Benutzung eines nach Markengesetz geschützten Zeichens
im Rahmen einer CC-Lizenzierung freigegeben.

Das Patentrecht schützt technische Erfindungen, die nach einem Prüfungs-
verfahren auf Schutzfähigkeit einer technischen Erfindung staatlicherseits
erteilt werden. Die CCPL gibt eine Benutzung von Patenten nicht frei. Sofern
eine Patentschrift (also die Beschreibung einer technischen Erfindung, für die
ein Patent erteilt wurde) unter einer CC-Lizenz steht, so erstreckt sich diese
Lizenzierung nicht auf den Einsatz der technischen Erfindung.

Relevant kann die Klausel im Bereich Software werden: Soweit Softwarecode
nach den Vorschriften über Computerprogramme gemäß §§ 69a ff. UrhG
unter den Schutz des Urheberrechts fallen kann, stellt das Computerpro-
gramm zunächst einmal als urheberrechtlich geschütztes Werk einen taugli-
chen Lizenzgegenstand unter der CC-Lizenzierung dar. Eine CC-Lizenzierung
von Software mit dem Ziel, freie und Open-Source-Software (frOSS) zu
erzeugen, ist allerdings nicht ratsam. So lizenzieren viele frOSS-Lizenzen
implizit oder explizit auch Patentrechte, damit die Software etwa auch im
Rahmen eines patentierten Verfahrens genutzt werden kann. Eine solche
Lizenzgewährung findet ausweislich der vorliegenden Klausel ausdrücklich
nicht statt. Darüber hinaus enthält die CCPL keine softwarespezifischen
Anforderungen an die Verbreitung von Quellcode. Vielmehr sollten die für
freie und Open-Source-Software geschaffenen Lizenzen eingesetzt werden
(siehe Einl Rn. 7).
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Es sind Konstellationen denkbar, in denen CC-lizenziertes Material sowohl
Schutzgegenstand des Urheberrechts als auch des Markenrechts ist. Ein
Beispiel bildet eine eingetragene Bildmarke, die zugleich die für den Werk-
schutz erforderliche Schöpfungshöhe aufweist. Ist diese Bildmarke unter einer
CC-Lizenz freigegeben, so darf sie gemäß der Lizenz genutzt werden. Da die
CCPL keine markenrechtlichen Nutzungsrechte einräumt, erstreckt sich die
Lizenzgewährung in solchen Fällen allein auf Nutzungshandlungen nach dem
Urheberrecht. Wird das lizenzierte Logo etwa als Herkunftshinweis und damit
in markenrechtlich relevanter Weise genutzt, müssen hierfür die durch das
Markenrecht erfassten Nutzungsrechte neben der CC-Lizenzierung separat
eingeholt werden. Zulässig – da regelmäßig keine Benutzung im marken-
rechtlichen Sinne – wäre die Nutzung der Bildmarke etwa in der journalisti-
schen, wissenschaftlichen oder künstlerischen Auseinandersetzung.

Die Klausel regelt nicht ausdrücklich, wie neben dem Patent- und Marken-
recht mit sonstigen gewerblichen Schutzrechten umzugehen ist. Namentlich
sind hier der Design- und Gebrauchsmusterschutz zu nennen. Die Klausel
erwähnt diese Schutzrechte nicht und formuliert auch keinen Auffangtatbe-
stand.

Vor dem Hintergrund, dass nicht alle Schutzrechte ausdrücklich genannt sind,
ist in einigen – wohl wenigen – Konstellationen die Reichweite einer CC-Li-
zenzierung möglicherweise unklar: Für Websites beispielsweise sind sowohl
Designschutz an der Gestaltung als auch Urheberrechtsschutz der Texte und
Bilder denkbar. Wird eine Website nun als Ganzes etwa über den Footer mit
der Formulierung „Diese Seite ist unter der Lizenz CC BY 4.0 freigegeben“
unter einer CC-Lizenz gestellt, so stellt sich die Frage: Sind lediglich die Inhalte
der Seite, d. h. die enthaltenen Texte und Bilder freigegeben, oder erstreckt
sich die Lizenzierung auch auf das Design der Seite, das im Beispielsfall unter
das gewerbliche Designschutzrecht fällt?

Ob die vorliegende Ausschlussklausel über Patent- und Markenrechte hinaus
weitere Schutzrechte umfasst, ist im Wege der Auslegung zu ermitteln. Aus-
weislich ihres Wortlauts orientiert sie sich strikt am gesetzlich geregelten
Typenzwang der absoluten Schutzrechte aus dem gewerblichen Rechtsschutz –
hier: Patente undMarken. Internationaler Designschutz o.ä. ist demnach gemäß
der vorliegenden Klausel nicht ausdrücklich ausgeschlossen.

Der mit dem Fallbeispiel aufgeworfenen Problematik lässt sich mit der Li-
zenzgewährung bzw. dem Lizenzgegenstand beikommen: Der Designschutz
von Webseiten ist möglicherweise über „ähnliche Rechte“ im Sinne des
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Abschnitts 1.c der CCPL freigegeben („Urheberrecht und ähnliche Rechte“).
Die dortige Definition nennt die „dem Urheberrecht eng verwandten Rechte“.
Damit sind primär, aber nicht ausschließlich, Leistungsschutzrechte des
Urheberrechts gemeint. So kann auch ein geschütztes Design tauglicher
Gegenstand der CC-Lizenzierung sein. Sofern man im Fallbeispiel das Design
für keinen geeigneten Lizenzgegenstand der CCPL hält, wäre angesichts der
Formulierung „Diese Seite ist … freigegeben“ noch an eine konkludent erteilte
Freigabe des gesetzlichen Designschutzes neben der CC-Lizenzierung zu
denken.

Für technische Schutzrechte wie das dem Patent verwandte Gebrauchsmuster
scheint eine Lizenzgewährung wiederum eher abwegig.
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3. Abschnitt 2.b.3. Vergütungsverzicht

FABIAN RACK/PAUL KLIMPEL

Deutsch:

ohne NC-Modul mit NC-Modul:

„3. Soweit wie möglich verzichtet der Lizenzgeber
auf Vergütung durch Sie für die Ausübung der
lizenzierten Rechte, sowohl direkt als auch durch
eine Verwertungsgesellschaft unter welchem frei-
willigen oder abdingbaren gesetzlichen oder
Pflichtlizenzmechanismus auch immer eingezo-
gen. In allen übrigen Fällen behält sich der
Lizenzgeber ausdrücklich jedes Recht vor, Vergü-
tungen zu fordern.“

„3. Soweit wie möglich verzichtet der Lizenzgeber
auf Vergütung durch Sie für die Ausübung der
lizenzierten Rechte, sowohl direkt als auch durch
eine Verwertungsgesellschaft unter welchem frei-
willigen oder abdingbaren gesetzlichen oder
Pflichtlizenzmechanismus auch immer eingezo-
gen. In allen übrigen Fällen behält sich der
Lizenzgeber ausdrücklich jedes Recht vor, Vergü-
tungen zu fordern, einschließlich für Nutzungen
des lizenzierten Materials für andere als nicht
kommerzielle Zwecke.“

Englisch:

Without NC module: With NC module:

“3. To the extent possible, the Licensor waives any
right to collect royalties from You for the exercise
of the Licensed Rights, whether directly or
through a collecting society under any voluntary
or waivable statutory or compulsory licensing
scheme. In all other cases the Licensor expressly
reserves any right to collect such royalties.”

“3. To the extent possible, the Licensor waives any
right to collect royalties from You for the exercise
of the Licensed Rights, whether directly or
through a collecting society under any voluntary
or waivable statutory or compulsory licensing
scheme. In all other cases the Licensor expressly
reserves any right to collect such royalties,
including when the Licensed Material is used
other than for NonCommercial purposes.”

Literatur: Christina Angelopoulos, Creative Commons and Related Rights in Sound Recordings,
11. Januar 2012; Oleksandr Bulayenko, MusicMatic – The French Supreme Court’s Decision on
Creative Commons Plus (CC+) Commercial Licensing and Mandatory Collective Management
of the Right to Remuneration for Communication to the Public of Commercial Phonograms, IIC
2020, 668; Norbert P. Flechsig, Flechsig, GRUR 2016, 1103; Dominik König, Das einfache, unent-
geltliche Nutzungsrecht für jedermann, 2016; Stefan Müller, Der Verzicht auf technische
Schutzmaßnahmen, GRUR 2011, 26; Robert Staats, Open Access und VG WORT – passt das
zusammen?, in: Ius Vivum: Kunst – Internationales – Persönlichkeit – Festschrift für Haimo
Schack zum 70. Geburtstag, 2022, 353; Malte Stieper, Neuordnung der urheberrechtlichen
Geräteabgabe durch den EuGH, EuZW 2013, 699.
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a) Überblick

Wesen jeder Open-Content-Lizenzierung ist die Erlaubnis für die Lizenz-
nehmer, das lizenzierte Material im Rahmen der Lizenz kostenlos zu nutzen.
Hierfür wird gemäß Abschnitt 2.a.1 ein vergütungsfreies Nutzungsrecht ein-
geräumt, das jede Nutzung abdeckt, die mit der CCPL lizenziert wird. Kom-
plementär regelt der vorliegende Abschnitt einen Vergütungsverzicht für
Vergütungsmechanismen jedweder Art: S. 1 enthält einen ausdrücklichen
Vergütungsverzicht für die „Ausübung der lizenzierten Rechte“, soweit ein
solcher Verzicht gesetzlich möglich ist bzw. dem keine Vergütungsmecha-
nismen im Wege stehen, über die Lizenzgeber nicht verfügen können. S. 2
relativiert den Verzicht, indem sich Lizenzgeber für „alle anderen Fälle“ eine
Vergütung vorbehalten.

Fragen wirft die Klausel insbesondere im Hinblick auf das Zusammenspiel
mit gesetzlichen Vergütungsansprüchen bei urheberrechtlichen Schranken-
regelungen auf: In der Praxis lassen CC-Lizenzgeber vielfach ihre Rechte auch
von Verwertungsgesellschaften wahrnehmen. Sie teilen ihre Werke als Open
Content und partizipieren zugleich an der Ausschüttung gesetzlicher Vergü-
tungsansprüche für die gesetzlichen Nutzungserlaubnisse. Vor allem im
Bereich wissenschaftlicher Open-Access-Publikationen ist dies Usus: Dass eine
Wissenschaftlerin ein Paper zur kostenlosen Nutzung und Weitergabe unter
eine CC-Lizenz stellt und zugleich Wahrnehmungsberechtigte bei der VG
Wort ist, um an der Ausschüttung gesetzlicher Vergütungsansprüche teilzu-
nehmen, bildet den Prototyp des Nebeneinanders von CC-Lizenzierung und
gesetzlichem Vergütungsanspruch.

Allgemein stellt sich die Frage, wie sich das Leitbild der Vergütungsfreiheit
von Open-Content-Lizenzen mit Vergütungsmechanismen vereinbart.

b) Reichweite des Verzichts (S. 1)

Vergütungsverzicht, Rechtsnatur, Erlassvertrag. Eine Open-Content-Lizenz
ist ein Vertrag über ein kostenloses Nutzungsrecht mit Rechten und Pflichten
für Lizenznehmer, nicht etwa ein einseitiger Verzicht der Rechteinhaber auf
ihre Rechte zu Gunsten der nutzenden Allgemeinheit. Zugleich enthält die
CCPL die vorliegende Verzichtsklausel, die generell Vergütungsansprüche
adressiert, die bereits entstanden sind oder die in der Zukunft entstehen
können.
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Allgemein ist unter einem Verzicht eine einseitige Zusage zu verstehen, eine
Forderung nicht geltend zu machen. Die Forderung ist dann aus Sicht des
Gläubigers nicht durchsetzbar, bleibt aber weiter bestehen und folglich für
den Schuldner weiterhin erfüllbar. Als Institut sieht das BGB einen allge-
meinen einseitigen Verzicht auf einen schuldrechtlichen Anspruch nicht
ausdrücklich vor;1 anders das Prozessrecht, das mit § 306 ZPO einen
Anspruchsverzicht im Zivilprozess normiert. Wohl aber finden sich im Zivil-
recht vereinzelt Normen mit einseitigen Verzichten.2

Ein vertraglich vereinbarter Verzicht ist Ausdruck der Privatautonomie.
Allerdings erklärt das UrhG in zahlreichen Zusammenhängen Rechte und
Ansprüche für unverzichtbar, um eine Übervorteilung der Urheber zu ver-
hindern. So können Urheber gem. § 63a Abs. 1 S. 1 UrhG im Voraus nicht auf
gesetzliche Vergütungsansprüche verzichten. Dennoch erklärte Vorausver-
zichte sind unwirksam.3

Vor diesem Hintergrund kommt zum Tragen, dass die CCPL den Vergü-
tungsverzicht nicht absolut, sondern nur so weit wie möglich erklärt. Für
gesetzlich zwingende Ansprüche kommt der Verzicht nicht zur Anwendung.
Damit vermeidet die CCPL Friktionen mit gesetzlichen Ansprüchen, die nicht
disponibel sind.

Allerdings tritt in vielen Fällen der Effekt der Vergütungsfreiheit auch im
Hinblick auf vorab unverzichtbare Vergütungsansprüche durch die Einräu-
mung des kostenlosen Nutzungsrechts ein, wie in diesem Abschnitt später
gezeigt wird. Die Verzichtsklausel der CCPL hat also – zumindest nach
deutscher Rechtsordnung – weniger einen eigenständigen Regelungsgehalt,
als dass sie gemeinsammit dem kostenlosen Nutzungsrecht die weitreichende
Vergütungsfreiheit von Open Content bewirkt.

Direkt oder durch eine Verwertungsgesellschaft. Die Klausel befreit den
Lizenznehmer sowohl von Vergütungsansprüchen im Verhältnis zum
Lizenzgeber direkt als auch im Verhältnis zu Verwertungsgesellschaften.

Erstens kann auf eine zwischen Lizenzgeber und Lizenznehmer direkt
getroffene Vergütung – etwa aus einem früher individuell geschlossenen
Lizenzvertrag – verzichtet werden. Da der Verzicht nur ex nunc gilt, will die

1 BGH, Urt. v. 04.12.1986, III ZR 51/85.
2 Statt vieler Martin Schlüter, in: MüKo (Hrsg.), 9. Auflage 2022, BGB § 397 Rn. 19.
3 Stefan Engels, in: Ahlberg/Götting/Lauber-Rönsberg (Hrsg.), 36. Auflage 2022, UrhG § 63a

Rn. 12b.

166

167

168

169

170

171

Kommentierung CCPL

182 Rack/Klimpel



CC-Lizenz allerdings nicht etwa offene Geldforderungen für die Nutzungen
auf Grundlage einer früheren Lizenzvereinbarung tilgen. Weiter kann eine zur
CC-Lizenzierung ergänzende, individuelle Vereinbarung zwischen Lizenz-
geber und einem Lizenznehmer über die Zahlung einer Vergütung vorrangig
sein, sofern die Vereinbarung diese Absicht erkennen lässt (zu solchen Ver-
einbarungen siehe sonstige Bedingungen unter Abschnitt 7.b). Keinesfalls
berührt der Vergütungsverzicht der CCPL eine vereinbarte Vergütung für die
Erstellung eines Werks oder sonstige Fälle, bei denen der Leistungsgegenstand
nicht oder nicht nur die Einräumung von Nutzungsrechten ist.

Die Verzichtsklausel erfasst zweitens Ansprüche, die durch Verwertungsge-
sellschaften geltend gemacht werden. Wo Verwertungsgesellschaften nur
einfache Rechte übertragen bekommen, können Urheber auch über Vergü-
tungsansprüche frei verfügen. Dies ist etwa in den USA der Fall, unter deren
Kartellrecht in der dortigen kollektiven Rechtewahrnehmung keine aus-
schließlichen Rechte eingeräumt werden können.

Anders ist die Situation etwa in Deutschland, wo sich Verwertungsgesell-
schaften ausschließliche Rechte zur Wahrnehmung übertragen lassen kön-
nen.4 Soweit die Wahrnehmung vertraglicher Nutzungsrechte exklusiv an
eine Verwertungsgesellschaft übertragen wurde, kommt ein Verzicht nicht in
Betracht. Hier geht die CC-Lizenz schon im Ansatz ins Leere: Es kann kein
Nutzungsrecht eingeräumt werden, das bereits exklusiv zur Wahrnehmung an
eine Verwertungsgesellschaft übertragen wurde (siehe aber zur VG Wort G.
Verwertungsgesellschaften Rn. 12 ff.).5

Die von Verwertungsgesellschaften wahrgenommenen gesetzlichen Vergü-
tungsansprüche können nicht abbedungen werden. Gesetzliche Vergütungs-
ansprüche sind eine Kompensation für gesetzliche Erlaubnisse (Schranken);
da gesetzliche Vergütungsansprüche nach § 63a UrhG nicht disponibel sind,
spielt in diesem Zusammenhang die Verzichtsregelung der CCPL im
deutschen Recht keine Rolle.

Zur Vergütungsfreiheit gelangt man jedoch auch bei einigen Handlungen, die
im Bereich von gesetzlichen Erlaubnissen liegen, über das mit der Lizenz
gewährte kostenlose Nutzungsrecht. Das ist überall der Fall, wo der
Gesetzgeber dem Urheber trotz der gesetzlichen Erlaubnis Dispositionsmög-
lichkeiten gelassen hat, für den Schrankenberechtigten günstigere Vereinba-

4 Siehe G. Verwertungsgesellschaften.
5 Gernot Schulze, in: Dreier/Schulze (Hrsg.), UrhG, 7. Auflage 2022, Vor. §§ 31 ff. Rn. 129.
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rungen zu treffen. Unter diesem Gesichtspunkt sind die vergütungspflichtigen
gesetzlichen Erlaubnisse jeweils näher zu untersuchen:

· Menschen mit Behinderung (§ 45a Abs. 2)

· die Nutzung für Menschen mit Seh-/Lesebehinderung durch befugte Stellen
(§ 45c)

· der religiöse Gebrauch (§ 46)

· Schulfunksendungen (§ 47 Abs. 2)

· Zeitungsartikel und Rundfunkkommentare (§ 49 Abs. 2)

· die öffentliche Wiedergabe (§ 52)

· Vervielfältigungen zum privaten Gebrauch gem. § 53 (§§ 54, 54a)

· die Schranken der Wissensgesellschaft gem. §§ 60a ff. (§ 60 h).

Voraussetzung für die Verdrängung der gesetzlichen Vergütungsansprüche
durch ein kostenloses Nutzungsrecht. Ob ein kostenloses Nutzungsrecht
gegenüber einem gesetzlichen Vergütungsanspruch vorrangig ist, hängt davon
ab, ob dem Urheber bzw. Nutzungsrechtsinhaber trotz der gesetzlichen
Erlaubnis noch eine Dispositionsbefugnis in Hinblick auf das Recht verbleibt.
Diese Differenzierung folgt der Drucker/Plotter-Rspr. (Rechtssachen C‐457/11
bis C‐460/11)6, wonach eine Zustimmung zu einer Nutzungshandlung dann
eine Rechtswirkung entfaltet, wenn der Rechtsinhaber zu einer lizenzrecht-
lichen Regelung befugt ist. Es muss also angesichts gesetzlicher Erlaubnis
noch für eine lizenzrechtliche Regelung Raum bestehen. Die Abgrenzung
erfolgt danach, ob die jeweilige Schranke das Vervielfältigungsrecht aus-
schließt (keine Befugnis gegeben) oder lediglich beschränkt (Befugnis
gegeben). Der EuGH fragt danach, ob das Vervielfältigungsrecht des Urhebers
im konkreten Fall aufrechterhalten wurde (Rz. 38); sofern ja, „können die
Bestimmungen über den gerechten Ausgleich [im Falle einer Zustimmung]
keine Anwendung finden“ (Rz. 39).

Vor dem Hintergrund dieser Differenzierung lassen sich folgende Fallgruppen
bilden:

1. Nicht unmittelbar die Nutzungshandlungen werden vergütet, sondern
Vorfeldhandlungen oder begleitende Handlungen (Zustimmung nicht

6 Besprechung u. a. bei Malte Stieper, Neuordnung der urheberrechtlichen Geräteabgabe
durch den EuGH, EuZW 2013, 699 (700).
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möglich). Im Rahmen von Vervielfältigungshandlungen, die nach den
Regeln der Privatkopie gem. § 53 Abs. 1 UrhG zulässig sind, ist das Ver-
vielfältigungsrecht insoweit nach EuGH-Rspr. ausgeschlossen. Ein Rechts-
inhaber kann nicht mehr zustimmen.

2. Das Gesetz lässt Raum für vertragliche Einräumung von Nutzungsrech-
ten, die für Nutzende vorteilhafter ist (Zustimmung möglich). Im Rah-
men der durch das UrhWissG eingeführten Nutzungserlaubnisse (§§ 60a ff.
UrhG) können Rechtsinhaber Nutzungserlaubnisse erteilen, die weitge-
hender sind als die gesetzlichen Bestimmungen, d.h. sie können für Nut-
zende vorteilige Nutzungserlaubnisse vereinbaren.7

Sofern nun für eine vertragliche Nutzungserlaubnis im Anwendungsbereich
einer Schranke eine für Nutzende günstigere Vergütung als der gesetzliche
Vergütungsanspruch (hier: gar keine Vergütung) vereinbart ist, ist diese
auch vorrangig. Der Grund liegt in § 60 g UrhG, der die Vertragsfestigkeit
von Schrankenregelungen der Wissensgesellschaft regelt. Die Regelung
besagt, dass Rechtsinhaber sich nicht auf vertragliche Regelungen berufen
können, die hinter den Erlaubnissen aus §§ 60a ff. UrhG zurückstehen.
Unbenommen bleibt einem Rechtsinhaber aber die Möglichkeit, Regelun-
gen zugunsten von Nutzenden zu treffen. Das entspricht auch der Rege-
lungsabsicht des Gesetzgebers. In der Begründung des Referentenentwurfs
des UrhWissG heißt es hierzu auf Seite 10:
„Die gesetzlichen Erlaubnisse (Schranken des Urheberrechts) sollten im
Interesse von Bildung und Wissenschaft einen gesetzlich garantierten
Basiszugang zu urheberrechtlich geschützten Inhalten gewähren. Sie
ergänzen damit die Nutzung auf Lizenzbasis, etwa von Online-Angeboten
oder durch den Kauf gedruckter Bücher. Vor diesem Hintergrund sind
Lizenzierungen im Bereich der Schranken grundsätzlich auch nicht
unwirksam, dürfen aber die gesetzlich eröffneten Nutzungshandlungen
nicht einschränken (§ 60 g Abs. 1 UrhG).“8

Auch bei § 49 Abs. 1 UrhG ist davon auszugehen, dass durch diese gesetzliche
Erlaubnis die Dispositionsbefugnis des Urhebers oder Rechteinhabers nicht
gänzlich ausgeschlossen wird. Denn die Nutzung von Zeitungsartikeln und
Rundfunkkommentaren ist im Rahmen von § 49 Abs. 1 S. 1 UrhG zwar
gesetzlich erlaubt, kann allerdings mit einem Rechtevorbehalt versehen
werden. Wenn für Rechteinhaber ein Rechtevorbehalt gesetzlich als Option

7 Thomas Dreier, in: Dreier/Schulze (Hrsg.), UrhG, 7. Auflage 2022, § 60 g Rn. 5a.
8 BT-Drs. 18/12329, S. 29.
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vorgesehen ist, ist das Ausschließlichkeitsrecht lediglich beschränkt, nicht
ausgeschlossen.9 Damit ist aber auch Raum für eine von der gesetzlichen
Erlaubnis zugunsten des Nutzungsberechtigten abweichenden lizenzvertrag-
lichen Regelung geschaffen.

In den unter Abschnitt 2 genannten Fällen hat der Nutzer also die Wahl: Er
kann sich einerseits auf die gesetzliche Erlaubnis zu den dafür geltenden
Bedingungen berufen. Dies ist insbesondere die Vergütungspflicht und das
Änderungsverbot (§ 62 UrhG), die Quellenangabe (§ 62 UrhG) und die Ver-
gütungspflicht, die dann besteht; oder er beruft sich andererseits auf die CCPL.
Dann kann er unentgeltlich nutzen und muss die Lizenzbedingungen der
CCPL erfüllen, insbesondere die Attribution-Pflicht BY.

Dieses Ergebnis ist auch aus Sicht des Lizenzgebers folgerichtig: Wer mit der
CC-Lizenzierung eine kostenlose Nutzung erlaubt, solange die Lizenzbedin-
gungen eingehalten werden, der ist an dieses Lizenzangebot gebunden.
Ansonsten befände man sich in einer absurden Situation: Eine über die
gesetzliche Erlaubnis hinausgehende Nutzung müsste nicht vergütet werden,
eine allein im Rahmen der vergütungspflichtigen Schranke liegende Nutzung
aber schon: Eine Nutzerin, die 15 Prozent eines Werks zu wissenschaftlichen
Zwecken gem. § 60c Abs. 1 UrhG kopiert, löst einen Vergütungstatbestand aus;
liegt der Kopieumfang über der Grenze, kopiert die Nutzerin also bspw.
16 Prozent und würde damit der CC-Lizenzvertrag geschlossen, bliebe die
Nutzung gänzlich vergütungsfrei.

Damit gilt im Ergebnis: Für CC-lizenzierte Materialien greift die gesetzliche
Ausgleichspflicht unverändert im Rahmen der Privatkopie, bzw. allgemein bei
allen gesetzlichen Nutzungserlaubnissen, die die Ausschließlichkeitsrechte
ausschließen und damit keinen Raum mehr zu einer lizenzrechtlichen
Regelung lassen. Bei §§ 60a ff. UrhG hingegen ist eine CC-Lizenzierung
möglich, da diese die gesetzlich erlaubten Nutzungsmöglichkeiten nicht ein-
schränkt.

Ausübung der Rechte „durch Sie“.Der Vergütungsverzicht richtet sich mit der
Direktansprache der CCPL an „Sie“, also die CC-Lizenznehmer, die die
Materialien in einer Weise nutzen, durch die der Lizenzvertrag zustande
kommt, bzw. der von den lizenzierten Rechten Gebrauch macht (siehe CCPL-
Abschnitt 1.k). Damit erstreckt sich der Vergütungsverzicht zunächst einmal

9 Malte Stieper, Neuordnung der urheberrechtlichen Geräteabgabe durch den EuGH, EuZW
2013, 699 (700).
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nicht auf Dritte. Dritte kommen dort ins Spiel, wo CC-Lizenznehmer und
Vergütungsschuldner nicht personenidentisch sind: Wer Kopiergeräte aufstellt
oder Leermedien verkauft und damit Vergütungsschuldner gemäß §§ 54 ff.
UrhG ist, wird meist nicht dieselbe Person sein, die eine Privatkopie anfertigt.
Damit gilt für die Privatkopievergütung, dass auf sie weder verzichtet werden
kann, noch ist es – wie oben dargelegt – möglich, die Vergütung durch
lizenzvertragliche Regelung zu ersetzen. Die CCPL unternimmt also nicht den
Versuch, einen Vergütungsverzicht gegenüber Dritten zu regeln.

c) Einschränkung des Verzichts (S. 2)

Zwingenden gesetzlichen Vergütungsansprüchen im Urheberrecht und dem
System der Rechtewahrnehmung trägt S. 2 Rechnung. Trotz CC-Lizenzierung
kann demnach ein Anspruch auf Vergütung aufgrund von Nutzung aus 53
Abs. 1 UrhG auch vom Lizenzgeber gegenüber der Verwertungsgesellschaft
geltend gemacht werden.

d) Versionsgeschichte

Vor der Einführung der Lizenzversion 4.0 im Jahr 2014, also vor dem Wechsel
auf den internationalen Ansatz der CCPL, enthielt insbesondere Version 3.0 in
ihren jeweiligen Portierungen noch Vorgaben, die auf die jeweiligen Juris-
diktionen und Systeme von Verwertungsgesellschaften angepasst waren. So
regelte Abschnitt 3.e.i der deutschen Portierung10 der CCPL 3.0 ausdrücklich,
dass ein Vergütungsverzicht nicht die unverzichtbaren Vergütungsansprüche
erfasst. Mit Version 4.0 gilt dies im Ergebnis weiterhin.

e) Position von CC

Die Organisation CC steht unverzichtbaren gesetzlichen Vergütungsansprü-
chen kritisch gegenüber, sofern dabei der Open-Content-Ansatz in Gefahr
gerät. So hat sich CC zu entsprechenden gesetzgeberischen Vorschlägen,
insbesondere der EU, im Jahr 2017 ablehnend geäußert.11

10 Hierzu Einl Rn. 43.
11 Timothy Vollmer, Should copyright law deny creators the right to share freely?, Creative

Commons, 2017.
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